
dens. Das Programm der deutschen Regierung ist das 
Programm des deutschen Volkes. Wir tauschen nicht 
die Verfassung gegen ein Besatzungs Statut! Viel zu hoch 
schätzen wir unsere eigene Handlungsfreiheit, die die 
befreiende Tat der Sowjetregierung uns gegeben hat. 
Jetzt gilt es, diese Handlungsfreiheit richtig zu nutzen, 
im Interesse des Friedens zum Wohle des deutschen 
Volkes,

Diese Regierung hat ihre Legitimation vom Volke 
erhalten und wird sich in allen ihren Handlungen dem 
Volke verantwortlich fühlen. Daher halten es die Mit­
glieder der deutschen Regierung für ihre erste Ver­
pflichtung, zu den Aktivisten zu gehen, die den Aufbau 
unserer Wirtschaft und des Staates tragen, ohne den 
unsere Arbeit sinnlos sein müßte. Wir werden am 
morgigen Tage der Aktivisten vor den Arbeitern in den 
Betrieben unser Programm entwickeln und die Bestäti­
gung des arbeitenden Volkes einholen.

(Beifall)
Am gestrigen Tage waren wir Zeugen, wie die Be­

völkerung und besonders unsere Jugend mit Begeiste­
rung und innerer Anteilnahme die staatspolitischen 
Akte der letzten Tage, die sich vor ihren Augen in der 
Hauptstadt Deutschlands abgespielt haben, begrüßten. 
Mit einem Volke, das eine solche Jugend besitzt, kann 
die Regierung mit froher Zuversicht an ihre verant­
wortungsvolle Arbeit gehen.

(Stürmischer Beifall und Bravo-Rufe)

Präsident Dieckmann:
Meine Damen und Herren! Wir fahren nun in der 

Erledigung der Tagesordnung fort und kommen zum 
Punkt 3 der Tagesordnung:

Aussprache zu den zusammengefaßten Punkten 1 
und 2 der Tagesordnung.

Als erster Redner hat für die Fraktion der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands Herr Friedrich Ebert 
das Wort.

Abg. Ebert (SED) (mit lebhaftem Beifall empfangen):

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In den 
letzten Tagen ist so häufig und mit recht verschiedener 
Betonung von „großen Ereignissen“, von „erhabenen 
Stunden“ gesprochen worden, daß man in Gefahr gerät, 
diese Begriffe und die Wucht, der mit ihnen bezeich- 
neten Ereignisse abzuschwächen, wenn man sie wieder­
holt. Was wir aber am gestrigen Abend hier in der 
Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik 
erlebten, im Schatten der Ruinen, im goldenen Feuer 
der Fackeln der Jugend, zeigt uns, wie tief in das Be­
wußtsein unserer Menschen die Bedeutung der Be­
schlüsse gedrungen ist, die aus unserer Abwehr des 
nationalen Notstandes entstanden, und. welch freudiges 
Echo und welch befreiendes Gefühl sie in den Herzen 
unseres Volkes ausgelöst haben.

Der Herr Ministerpräsident hat in seiner Regierungs­
erklärung noch einmal an Hand konkreten Materials 
die Entwicklung aufgezeigt, die vom Zusammenbruch 
des Hitlersystems zur Zerreißung des deutschen Staa­
tes, zur Gefährdung unserer nationalen Gemeinschaft 
geführt hat, und hat erklärt, die demokratischen Kräfte 
unseres Volkes seien nicht gewillt, sich mit der Spal­
tung unseres Vaterlandes und mit der Versklavung 
seiner westlichen Teile abzufinden. Sie seien beseelt 
von dem Willen, beharrlich den Kampf um die Wieder­
erlangung der Einheit Deutschlands und seiner Sou­
veränität auf demokratischer und friedlicher Grundlage 
zu führen.

Der Beifall, der diesen Worten des Herrn Minister­
präsidenten folgte, zeigt, daß das Hohe Haus mit dieser 
Meinung vollkommen einig geht.

An dem Tage, meine Damen und Herren, da in Bonn 
mit der geringstmöglichen Mehrheit der Präsident der 
westdeutschen Republik gewählt wurde, depeschierte 
der Hohe Kommissar der USA in Westdeutschland, 
McCloy, an seinen Amtsvorgänger, General Clay, unter 
anderem den Satz:

Ihre Arbeit hat die deutsche Regierung in die Lage 
versetzt, die Arbeit aufzunehmen auf einer Grund­
lage, für die sie ewig dankbar sein sollte.

In Stuttgart lobte die „Deutsche Zeitung und Wirt­
schafts-Zeitung“ das Ausland, „Amerika vor allem“, 
das aus „erwachendem Mitgefühl Deutschland ge­
holfen“ habe. Und hier in Berlin jubelte der „Tag“ des 
Herrn Jakob Kaiser, der bezeichnenderweise sich 
Minister für gesamtdeutsche Fragen nennt, daß es nun 
wieder „d e n deutschen Staat“ und das deutsche Ober­
haupt gibt.

Man muß die Frage stellen, seit wann die ameri­
kanischen Monopolkapitalisten, seit wann die Imperia­
listen Philantropen geworden sind, die aus „Mitgefühl“ 
mit uns armen Mitteleuropäern „den deutschen Staat“ 
und die Grundlage für die Arbeit seiner Separat­
regierung schufen.

(Sehr richtig!)
Das Finanzkapital, meine Damen und Herren, und 

nicht ein plötzlich erwachtes Mitgefühl ist der all­
mächtige Beherrscher der modernen kapitalistischen 
Staaten. Seine Macht beruht auf der kapitalistischen 
Ausbeutung der werktätigen Menschen. Zur Sicherung 
dieser Macht und zur Steigerung seines Profites bedarf 
das Finanzkapital ständig neuer Rohstoffquellen, neuer 
Absatzmärkte. In der Kapitalausfuhr besitzt es das 
sicherste Mittel, schwache Völker zu unterdrücken, ihre 
staatliche Selbständigkeit zu zerbrechen und ihre natio­
nale Existenz auszulöschen.

Nationale Unterdrückung und koloniale Ausbeutung, 
das ist das Ziel jeder imperialistischen Politik und das 
Ergebnis der Kriege, die zu ihr gehören wie die Aus­
beutung der menschlichen Arbeitskraft zum Kapi­
talismus.

Die Erreichung dieses Zieles und nicht ein „er­
wachendes Mitgefühl“ ist auch, und erst recht, die 
Triebkraft des amerikanischen Imperialismus. Sie ge­
staltete die Grundlage der westdeutschen Regierungs­
politik, für die das deutsche Volk nach dem Wunsche 
des Herrn McCloy den USA „ewig dankbar sein sollte“.

Was sind das nun für Grundlagen, die für die Arbeit 
der westdeutschen Regierung geschaffen worden sind? 
In erster Linie gehört zu ihnen das Ruhrstatut, von 
dem Herr Adenauer einmal gesagt hat, der Versailler 
Vertrag sei ein Rosenstrauß gegenüber dem, was hier 
geschaffen worden ist. Von Dr. Adenauer stammt das 
Wort, durch das Ruhrstatut sei ein Status geschaffen 
worden, der kolonialer Natur sei, und in dem SPD- 
Pressedienst des Herrn Dr. Schumacher steht die Be­
merkung: Der Ruhrtaehörde, in der Deutschland nie 
eine selbständige Rolle spielen könne, sei eine Macht 
gegeben, wie sie in Deutschland in ihrer ganzen Tota­
lität nur Göring als Diktator des Vierjahrplanes in 
Händen hatte. (Hört, hört!)

Es gibt kein Beispiel dafür, schreibt der SPD-Presse- 
dienst, daß eine ausländische Behörde in irgendeinem 
Lande eine ähnliche Macht ausgeübt hätte.

(Hört, hört!)
Die Vorgänge bei der Abwertung der Westmark durch 

die Hohen Kommissare und beim Abschluß des letzten 
lnterzonenhandelsvertrages dürften selbst den Herren 
von Bonn die ganze Ohnmacht ihrer so viel gerühmten 
„demokratischen Selbständigkeit“ und die Machtvoll­
kommenheit der „ausländischen Behörden“ deutlich 
gemacht haben.
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